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Haftungsfallen für Steuerberater und Makler

Rechtsberater plädieren für  
gesetzeskonforme bAV-Beratung
Detlef Lülsdorf

Der Bundesverband der Rechts-
berater für betriebliche Alters-
versorgung und Zeitwertkonten 
e. V. (BRBZ) hat auf dem ersten 
Fachkongress zur betrieblichen 
Altersversorgung (bAV) am  
4. Juni 2010 eine Umkehr in der 
gängigen bAV-Beratungspraxis 
gefordert. (Red.)

Nach Ansicht des BRBZ sei die aktuelle 
Situation nicht mehr hinnehmbar. Denn 
in der Regel werde in der Beratungs-
praxis nicht zwischen der Versicherungs-
lösung als Risikoabsicherung und den 
verschiedenen Rechtsgebieten unter-
schieden, die die Pensionsversprechen 
regeln. 

Der BRBZ kritisierte weiter, dass die 
bAV-Beratung derzeit unter anderem 
ausschließlich von Versicherungsmak-
lern, Finanzvertrieben und Beratungs-
gesellschaften betrieben werde, von 
denen die wenigsten die notwendige 
Erlaubnis für eine derartige Rechtsbe-
ratung haben. Damit werde das Rechts-
dienstleistungsgesetz (RDG) verletzt, 
das der Gesetzgeber zum Schutz der 
Verbraucher geschaffen hat.

Der BRBZ plädiert dafür, die bAV nicht 
länger als Versicherungssparte aufzufas-
sen sondern als Rechtsgebiet. Die meis-
ten Berater verkennen das eigentliche 
Aufgabengebiet der bAV als Beratungs-
tätigkeit, das zahlreiche Rechtsgebiete 
berührt. Daher könne die Beratung nur 
interdisziplinär zwischen Rechts-, Steu-
er- und Finanzberatern durchgeführt 
werden. Jeder Berater sollte nur das 
tun, was rechtlich erlaubt und haftungs-
rechtlich abgesichert ist.

Schutz vor unqualifizierten 
Rechtsdienstleistungen

Professor Dr. Martin Henssler, Leiter des 
Instituts für Arbeits- und Wirtschaftsrecht 
der Universität Köln und Präsident des 
Deutschen Juristentages, erklärte, dass 
das RDG vom Gesetzgeber als moder-
nes Verbraucherschutzgesetz angelegt 

wurde, um Ratsuchende vor unqualifi-
zierten Rechtsdienstleistungen zu schüt-
zen.

Was genau eine Rechtsdienstleistung 
ist, regelt § 2 des RDG. Darin heißt es, 
dass eine Rechtsdienstleistung eine 
rechtliche Fragestellung in einem Ein-
zelfall behandeln muss, die einer be-
stimmten Person zuzuordnen ist. Für 
diese Tätigkeit ist eine gerichtliche Zu-
lassung nötig. 

Im Rechtsdienstleistungsregister sind 
derzeit rund 640 Rentenberater einge-
tragen. Für diese Personen gelten be-
sondere Qualifikationsanforderungen. 
Dazu gehören Sachkunde, persönliche 
Eignung, Zuverlässigkeit und der Ab-
schluss einer Berufshaftpflichtversiche-
rung.

Bislang handelt und handelte die Versi-
cherungs- und Finanzbranche danach, 
dass der, der Pensionszusagen über-
prüft oder Zeitwertkontenmodelle ein-
richtet, diese Leistung als „erlaubte 
Nebenleistung“ im Zusammenhang mit 
seiner Haupttätigkeit, der Vermittlung 
von bAV-Produkten, erbringt. 

Nach Auffassung des Rechtsanwalts 
und Steuerberaters Dr. Christoph  
Imsch weiler ist diese Auslegung des 
RDG nicht zutreffend. Zwar sieht das 
Gesetz vor, dass Rechtsdienstleistungen 
im Zusammenhang mit anderen Tätig-
keiten erlaubt sind, wenn sie als Ne-
benleistung zum Berufs- oder Tätigkeits-
bild gehören, aber auf eine rechtliche 
bAV-Beratung trifft dies nicht zu.

Besondere Probleme 
für Versicherungsmakler …

Versicherungsmakler hingegen berufen 
sich zu Unrecht auf § 5 des RDG. Die 
rechtliche bAV-Beratung wird auch nicht 
durch die §§ 34 d und 34 e der Gewer-
beordnung (GewO) gedeckt.

Der Hamburger Rechtsanwalt Dr. Volker 
Römermann forderte die Spezialdienst-
leister in der bAV auf, sich zu entschei-
den: entweder Rechtsberatung oder 
Finanzdienstleistungsvermittlung, beides 
gleichzeitig ist rechtswidrig. 

Eine gleichzeitige Registrierung als Ren-
tenberater beziehungsweise Rechts-
anwalt und Finanzberater ist nach  
gefestigter Rechtsprechung des BGH 
sowie der amtlichen Begründung  
zum Rechtsdienstleistungsgesetz aus-
geschlossen.

… und vor allem 
für Steuerberater

Steuerberater sind neben den Versiche-
rungsmaklern wegen mangelnden Ver-
sicherungsschutzes in der Regel die 
„ersten“ Verlierer bei unerlaubter 
Rechtsberatung. 

Dieser Umstand ist den wenigsten Ver-
sicherungsvermittlern ebenso wenig klar 
wie die Tatsache, dass die vermittelten 
Verträge nichtig sein können, denen ei-
ne unerlaubte Rechtsdienstleistung zu-
grunde liegt. Sobald die Beratungstätig-
keit überwiegend rechtlicher Natur ist, 
zieht ein möglicher Beratungsfehler die 
persönliche Haftung nach sich. 

Die Vermögensschadenhaftpflichtversi-
cherung bietet in dieser Situation kei-
nen Schutz. Außerdem verlieren Ver-
mittler und Steuerberater ihren An-
spruch auf Vergütung gegenüber dem 
Kunden und macht sich unter Umstän-
den schadenersatzpflichtig. V&S

Detlef Lülsdorf, gerichtlich zugelassener 
Rentenberater für die bAV mit eigener 
Kanzlei in Köln, ist Pressesprecher des 
Bundesverbandes der Rechtsberater  
für betriebliche Altersversorgung und 
Zeitwertkonten e. V., Köln;

www.brbz.de, E-Mail: dl@brbz.de
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